
V. Resolutionen aufgrund der Berichte des Dritten Ausschusses

417

bildung für alle Kinder, Mädchen wie Jungen, sowie den Zu-
gang für Erwachsene zu lebenslangem Lernen und zu Bil-
dung, auf der Grundlage der Achtung der Menschenrechte,
der Vielfalt und der Toleranz sowie ohne jede Diskriminie-
rung, und keine rechtlichen oder sonstigen Maßnahmen zu er-
greifen, die zu einer Rassentrennung beim Zugang zur Schul-
bildung führen;

19. fordert alle Staaten 
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unter Hinweis auf die Grundsätze betreffend die Stellung
nationaler Institutionen zur Förderung und zum Schutz der
Menschenrechte („Pariser Grundsätze“)205,

in Bekräftigung der wichtigen Rolle, die diesen nationalen
Institutionen jetzt und auch künftig dabei zukommt, die Men-
schenrechte und Grundfreiheiten zu fördern und zu schützen
und das Bewusstein der Öffentlichkeit für diese Rechte und
Freiheiten zu wecken und zu verstärken,

in Anerkennung der wichtigen Rolle, die den Vereinten
Nationen bei der Unterstützung des von den Pariser Grundsät-
zen geleiteten Aufbaus unabhängiger und wirksamer nationa-
ler Menschenrechtsinstitutionen zukommt, sowie in diesem
Zusammenhang die Möglichkeiten für eine verstärkte und
komplementäre Zusammenarbeit zwischen den Vereinten
Nationen und diesen nationalen Institutionen bei der Förde-
rung und dem Schutz der Menschenrechte anerkennend,

unter Hinweis auf die Erklärung und das Aktionspro-
gramm von Wien, die am 25. Juni 1993 von der Weltkonfe-
renz über Menschenrechte verabschiedet wurden206 und in de-
nen die wichtige und konstruktive Rolle der nationalen Men-
schenrechtsinstitutionen bekräftigt wurde, insbesondere so-
weit es dabei um die Beratung der zuständigen Behörden und
um ihre Rolle bei der Behebung von Menschenrechtsverlet-
zungen, bei der Verbreitung von Informationen über die Men-
schenrechte und bei der Menschenrechtserziehung geht,

sowie unter Hinweis auf die Erklärung und die Aktions-
plattform von Beijing207, worin die Regierungen nachdrück-
lich aufgefordert wurden, unabhängige nationale Institutio-
nen zur Förderung und zum Schutz der Menschenrechte, ein-
schließlich der Menschenrechte von Frauen, zu schaffen oder
zu stärken,

bekräftigend, dass alle Menschenrechte allgemein gültig,
unteilbar und miteinander verknüpft sind und einander bedin-
gen und gegenseitig verstärken und dass alle Menschenrechte
in fairer und gleicher Weise, gleichberechtigt und gleichge-
wichtig behandelt werden müssen,

eingedenk der Bedeutung nationaler und regionaler Be-
sonderheiten und der verschiedenen historischen, kulturellen
und religiösen Traditionen sowie der Pflicht aller Staaten, un-
geachtet ihrer politischen, wirtschaftlichen und kulturellen
Systeme alle Menschenrechte und Grundfreiheiten zu fördern
und zu schützen,

unter Hinweis auf das von den nationalen Institutionen zur
Förderung und zum Schutz der Menschenrechte auf ihrer Ta-

gung während der Weltkonferenz über Menschenrechte im
Juni 1993 in Wien verabschiedete Aktionsprogramm208, in
dem empfohlen wurde, die Aktivitäten und Programme der
Vereinten Nationen auszubauen, um den Ersuchen von Staa-
ten um Hilfe bei der Schaffung beziehungsweise beim Aus-
bau ihrer eigenen nationalen Institutionen zur Förderung und
zum Schutz der Menschenrechte nachkommen zu können,

feststellend, dass die nationalen Institutionen bei den
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rungen für die Mitwirkung nationaler Menschenrechtsinstitu-
tionen an den Tagungen des Menschenrechtsrats;

18. ersucht den Generalsekretär, in Zusammenarbeit mit
dem Amt des Hohen Kommissars auch künftig die erforderli-
che Unterstützung für die Abhaltung von Sitzungen des Inter-
nationalen Koordinierungsausschusses der nationalen Institu-
tionen während der Tagungen des Menschenrechtsrats bereit-
zustellen;

19. legt den nationalen Institutionen nahe, sich über den
Internationalen Koordinierungsausschuss der nationalen In-
stitutionen akkreditieren zu lassen, und nimmt mit Befriedi-
gung Kenntnis von der Stärkung des Akkreditierungsverfah-
rens und der Hilfe, die das Amt des Hohen Kommissars dies-
bezüglich weiter gewährt, sowie von der Hilfe des Amtes für
die Konferenzen des internationalen Koordinierungsaus-
schusses.

20. begrüßt die Fortführung der Praxis der nationalen
Institutionen, Regionaltagungen in bestimmten Regionen ab-
zuhalten, sowie die Einführung dieser Praxis in anderen Re-
gionen, und legt den nationalen Institutionen nahe, in Zusam-
menarbeit mit der Hohen Kommissarin in ihren eigenen Re-
gionen ähnliche Veranstaltungen gemeinsam mit Regierun-
gen und nichtstaatlichen Organisationen abzuhalten;

21. ersucht den Generalsekretär, auch künftig die erfor-
derliche Unterstützung für die Abhaltung internationaler und
regionaler Tagungen nationaler Institutionen bereitzustellen;

22. anerkennt die wichtige und konstruktive Rolle, die
die Justiz, das Parlament und die Zivilgesellschaft in Zusam-
menarbeit mit den nationalen Institutionen im Hinblick auf
die bessere Förderung und den besseren Schutz der Men-
schenrechte spielen können;

23. ermutigt alle Mitgliedstaaten, geeignete Maßnah-
men zu ergreifen, um den Austausch von Informationen und
Erfahrungen in Bezug auf die Schaffung und die wirksame
Arbeitsweise der nationalen Institutionen zu fördern;

24. ermutigt alle Menschenrechtsmechanismen und Or-
ganisationen, Fonds und Programme der Vereinten Nationen,
im Rahmen ihres jeweiligen Mandats mit den Mitgliedstaten
und den nationalen Institutionen bei der Förderung und dem
Schutz der Menschenrechte zusammenzuarbeiten, unter an-
derem im Rahmen von Projekten auf dem Gebiet der guten
Regierungsführung und der Rechtsstaatlichkeit, und begrüßt
in dieser Hinsicht die Anstrengungen, die das Amt des Hohen
Kommissars unternimmt, um Partnerschaften zur Unterstüt-
zung der nationalen Institutionen aufzubauen;

25. ersucht den Generalsekretär, der Generalversamm-
lung auf ihrer vierundsechzigsten Tagung über die Durchfüh-
rung dieser Resolution Bericht zu erstatten

RESOLUTION 63/173

Verabschiedet auf der 70. Plenarsitzung am 18. Dezember 2008,
ohne Abstimmung, auf Empfehlung des Ausschusses
(A/63/430/Add.2, Ziff. 182)215.

63/173. Internationales Jahr des Menschenrechtslernens

Die Generalversammlung,

unter Hinweis darauf, dass zu den in der Charta der
Vereinten Nationen verankerten Zielen und Grundsätzen
auch die Förderung und Festigung der Achtung vor den Men-
schenrechten und Grundfreiheiten für alle gehört,

sowie unter Hinweis auf ihre Resolution 60/251 vom
15. März 2006, in der sie beschloss, dass der Menschenrechts-
rat unter anderem die Menschenrechtsbildung und -erziehung
sowie die Bereitstellung von Beratenden Diensten, techni-
scher Hilfe und Kapazitätsaufbau fördern soll,

ferner unter Hinweis auf das Ergebnis des Weltgipfels
2005, in dem die Staats- und Regierungschefs ihre Unterstüt-
zung für die Förderung der Menschenrechtsbildung und des
Lernens über die Menschenrechte auf allen Ebenen, gegebe-
nenfalls auch durch die Umsetzung des Weltprogramms für
Menschenrechtsbildung, bekundeten und alle Staaten be-
stärkten, diesbezügliche Initiativen zu erarbeiten216,

unter Hinweis auf ihre Resolution 62/171 vom 18. De-
zember 2007, mit der sie das am 10. Dezember 2008 begin-
nende Jahr zum Internationalen Jahr des Menschenrechtsler-
nens erklärte,

in der Erwägung, dass der sechzigste Jahrestag der Allge-
meinen Erklärung der Menschenrechte im Jahr 2008 für die
Vereinten Nationen ein geeigneter Anlass ist, verstärkte An-
strengungen zu unternehmen, um weltweit durch die Veran-
kerung des Menschenrechtslernens als Lebensart auf allen
Ebenen eine Menschenrechtskultur zu fördern,

in Bekräftigung der Komplementaritäten zwischen dem
Weltprogramm für Menschenrechtsbildung217 und dem Inter-
nationalen Jahr des Menschenrechtslernens,

215 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Antigua und Barbuda, Argentinien, Armenien,
Belize, Benin (im Namen der Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen,
die Mitglieder der Gruppe der afrikanischen Staaten sind), Bosnien und
Herzegowina, Brasilien, Bulgarien, Chile, Costa Rica, Ecuador, ehema-
lige jugoslawische Republik Mazedonien, El Salvador, Frankreich, Gre-
nada, Griechenland, Guatemala, Haiti, Honduras, Indonesien, Irak, Ir-
land, Israel, Italien, Jordanien, Katar, Kolumbien, Kroatien, Libanon, Li-
tauen, Oman, Österreich, Panama, Philippinen, Polen, Portugal, Rumä-
nien, Saudi-Arabien, Schweiz, Serbien, Slowenien, Spanien, St. Vincent
und die Grenadinen, Suriname, Thailand, Türkei, Ungarn, Vereinigte
Arabische Emirate, Vereinigte Staaten von Amerika und Zypern. 
216 Siehe Resolution 60/1, Ziff. 131.
217 Official Records of the General Assembly, Sixty-third Session, Sup-
plement No. 53 (A/63/53), Kap. I, Resolution 6/24.


